
Einigung im Wasser- und 
Naturschutzrecht wird auf 
Initiative der Union die ein-
malige Möglichkeit genutzt, 
ein bundesweit einheitli-
ches und moderneres Um-
weltrecht zu schaffen. In 
den Verhandlungen zwi-
schen den Koalitionspartei-
en ist es dabei gelungen, 
Lösungen zu finden, die die 
Belange des Umweltschut-
zes und diejenigen einer 
modernen Industriegesell-
schaft berücksichtigen. 
Dieser Ausgleich zwischen 
Ökologie und Ökonomie ist 
eines der Grundanliegen 
der Unionsparteien. 

 

Ihr und Euer 

Liebe Parteifreunde, liebe 
Mitstreiter, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

 

Im Koalitionsausschuss am 
4. März 2009 konnten die 
Koalitionsfraktionen in ent-
scheidenden Punkten Eini-
gung erzielen. Dies betrifft 
insbesondere grundlegen-
de Fragen zur Regelung der 
Managervergütung. Hier 
hat die Unionsfraktion eine 
scharfe Trennlinie gezogen. 
Sie hat sich auf der einen 
Seite für eine deutlich stär-
kere Verantwortung von 
Aufsichtsrat und Vorstand, 
für größere Transparenz 
und klarere Trennung von 
Vorstand und Aufsichtsrat 
eingesetzt; auf der anderen 
Seite hat sie gesetzliche 
Eingriffe in private Gehalts-
vereinbarungen und sys-
temwidrige Beschränkun-
gen beim Betriebsausga-
benabzug verhindert.  

So hat der Aufsichtsrat bei 
der Festsetzung der Ge-
samtbezüge des einzelnen 
Vorstandsmitglieds künftig 
dafür zu sorgen, dass diese 
in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Aufgaben 
und Leistungen des Vor-
standsmitglieds, zur Lage 
der Gesellschaft und der 
üblichen Vergütung stehen. 

Aktienoptionen sollen in 
Zukunft frühestens nach 
vier und nicht, wie bisher, 
nach zwei Jahren eingelöst 
werden können. Weiter soll 
bei Publikumsgesellschaf-
ten der gesamte Aufsichts-
rat die letzte Entscheidung 
über Vorstandsverträge 
treffen.  

Noch offene Fragen werden 
in einer Arbeitsgruppe der 
Koalitionsfraktionen weiter 
diskutiert. Dabei wird sich 
die Unionsfraktion für eine 
Verringerung der Anzahl 
gleichzeitig wahrnehmbarer 
Aufsichtsratsmandate und 
für eine Verkleinerung der 
Aufsichtsräte einsetzen. 

Weiterhin hat die Unions-
fraktion die Agrardieselbei-
hilfe  für kleinere Landwirt-
schaftsbetriebe verbessert 
und in der Koalition verein-
bart, dass die Bundeslän-
der den Landwirten in eige-
ner Kompetenz den soge-
nannten Selbstbehalt er-
statten können und dafür 
Rückzahlungen aus dem 
europäischen Agrardiesel-
topf bekommen. Mit der 
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SGB II-Reform – Sorgfalt vor Schnelligkeit  

Bundestagsfraktion, ihre 
Ablehnung des bestehen-
den Kompromissvorschlags 
führe zu organisatorischen 
Problemen, völlig unbe-
gründet war. Das Bundes-
verfassungsgericht hat uns 
in seiner Entscheidung mit 
einer Umsetzungsfrist bis 
zum 31.12.2010 ausrei-
chend Zeit gegeben, zu 
einem tragfähigen und vor 
allem verfassungskonfor-
men Umbau der momenta-
nen Mischverwaltung zu 
kommen.  

Das Bundesarbeitsministe-
rium hat jetzt angekündigt, 
die vertragliche Absiche-
rung der derzeit bestehen-
den Arbeitsgemeinschaften 
(Argen) bis 2010 zu ge-
währleisten.  

Damit ist sichergestellt, 
dass Arbeitssuchende gera-
de in diesen schwieriger 
werdenden Zeiten auch 
zukünftig kompetent be-
treut und beraten werden. 
Zugleich zeigt diese Ankün-
digung, dass der Vorwurf 
gegenüber der CDU/CSU -
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Folgendes Zitat aus der Be-
gründungsformel des Bun-
destagspräsidenten verdeut-
licht, warum der direkt ge-
wählte Abgeordnete aus dem 
Wahlkreis 166 (Zwickau) das 
Verdienstkreuz erhalten hat: 
„Der Bundestag benötigte 
nach der Wiedervereinigung 
einen unmittelbaren Kenner 
der Verhältnisse in der ehe-
maligen DDR und vor allem 
jemanden, der wesentlich 
mit dazu beitragen konnte, 
sozialverträgliche Lösungen 
zu finden.  

Diese Aufgabe ist dem Abge-
ordneten Dr. Michael Luther 
übertragen worden. Hier war 
besonderes Fingerspitzenge-
fühl gefragt. Er war in der 
Zeit der Gesetzgebung des 
Schuldrechtsanpassungs- 
und des Sachenrechtsberei-
nigungsgesetzes der einzige 
Abgeordnete der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, der aus 
den neuen Bundesländern 
stammte. Bemerkenswert 
war zudem, dass er sich als 
Nichtjurist im Rechtsaus-
schuss des Deutschen Bun-
destages hohes Ansehen 
erworben hat.“   
Neben diesen Verdiensten 
auf Bundesebene wird Mi-
chael Luther aber auch für 
sein soziales und kulturelles 
Engagement in seinem Wahl-
kreis ausgezeichnet.  

So ist Luther Präsident des 
Landesverbandes Kinder- 
und Jugenderholungszentren 
Sachsen e.V. (KiEZ e.V.), in 
denen sich jedes Jahr über 
80.000 Kinder und Jugendli-
che erholen.  Anlässlich des 
150. Todestages des Kom-
ponisten Robert Schumanns, 
des berühmtesten Sohnes 
der Stadt Zwickau, organi-
sierte Michael Luther 2006 
eine Ausstellung in der Berli-
ner Landesvertretung des 
Freistaates Sachsen. Die 
Ausstellung präsentiert eine 
Auswahl einmaliger Expona-
te aus dem Archiv des Zwi-
ckauer Robert-Schumann-
Hauses, u.a. handschriftliche 

Michael Luther erhält das Bundesverdienstkreuz 

Entwürfe des Komponisten.   

Vom Geiste des Herbstes`89 
geprägt setzt sich Dr. Micha-
el Luther auch heute noch 
vehement gegen das Verges-
sen und für das Erinnern der 
Zeit der SED-Herrschaft in 
Ostdeutschland ein. So hat 
er 2008 die Initiative „Bürger 
für Käbisch“ mitbegründet, 
um einen örtlichen Pfarrer in 
einem Verfahren vor dem 
Landgericht Zwickau finan-
ziell zu unterstützen. In dem 
Rechtsstreit, der bundeswei-
te Aufmerksamkeit auf sich 
zog, ging es um die Frage, ob 
der Klarname eines ehemali-
gen Inoffiziellen Mitarbeiters 

des DDR-Staatssicherheits-
dienstes (IM) im Rahmen 
einer historischen Ausstel-
lung öffentlich genannt wer-
den darf.  

Dabei geht es Michael Lu-
ther nicht um die privaten 
Interessen von Pfarrer Kä-
bisch sonder vorrangig dar-
um, ob die ehemaligen Stasi-
Mitarbeiter im Nachhinein 
eine Rechtssprechung errei-
chen, die eine wahrheitsge-
mäße Aufarbeitung des DDR-
Systems verhindern, oder ob 
die Erfolge der Herbstrevolu-
tion sichtbar gemacht wer-
den können.   

zu reagieren, die genau 
diese nicht verfassungs-
konforme Mischverwaltung 
dauerhaft festschreiben 
will.  

Stattdessen setzt die 
C D U / C S U - B u n d e s t a g s -
fraktion auf eine transpa-
rente Lösung, die den 
Grundsätzen der Föderalis-
musreform I, dem Demo-
kratieprinzip, dem Selbst-
verwaltungsrecht der Kom-
munen und dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts 
entsprechen muss. 

Der vorliegende Kompro-
miss würde nicht nur den 
Aufbau von 370 neuen Be-
hörden und einen hohen 
bürokratischen Mehrauf-
wand nach sich ziehen, 
sondern auch den eigentli-
chen Auftrag des Bundes-
verfassungsgerichtes in 
Verbindung mit der erfor-
derlichen Neuregelung ver-
fehlen. Es ist widersinnig 
und dem Umgang mit der 
Verfassung nicht angemes-
sen, auf die Kritik des Bun-
desverfassungsgerichts mit 
einer Verfassungsänderung 

Bundestagspräsident Norbert Lammert und Michael Luther  
bei der feierlichen Ehrung im Deutschen Bundestag  
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chische Marke Skoda. E-
benfalls stark profitieren 
konnten die rumänische 
Renault-Billigmarke Dacia 
sowie Opel, Toyota und 
Ford. Die Premiumherstel-
ler Audi, BMW, Daimler und 
Porsche gingen dagegen 
nahezu leer aus. 

Dass der Prämientopf bald 
ausgeschöpft ist, spiegelt 
sich in den offiziellen Zah-
len des für die Prämie zu-
ständigen Bundesamts für 
Wirtschaft (Bafa) zwar noch 
nicht wider: Bei der Behör-
de wurden bislang erst 350 
000 Anträge gestellt. Grund 
für die Differenz zu den 
ZDK-Zahlen ist jedoch das 
Zulassungsverfahren: Bis-
her müssen die Käufer ne-
ben dem Kaufvertrag für 
das neue Auto auch den 
Zulassungsnachweis vorle-
gen. Da die Hersteller je-
doch teilweise mit der uner-
warteten Zusatznachfrage 
überfordert sind, vergehen 
mittlerweile bis zu sechs 
Monate zwischen Bestel-
lung und Auslieferung. 

Vom kommenden Montag 
an wird jedoch das Verfah-
ren umgestellt. Dann ge-
nügt es, den Kaufvertrag 
vorzulegen, um eine ver-
bindliche Anwartschaft auf 
die Prämie zu erwerben. 

Das geht ab 8 Uhr mor-
gens. Dann wird es span-
nend. Denn die Zahl der 
dann auf einen Schlag ge-
stellten Anträge übersteigt 
möglicherweise die Zahl 
der aus dem Restvolumen 
des Prämientopfes auszahl-
baren Prämien. Der Ruf 
nach einer Aufstockung der 
Prämie dürfte dann schlag-
artig noch lauter werden, 
da sonst einige Antragstel-
ler leer ausgehen würden. 
Da die Anträge per Internet 
gestellt werden, hat das 
Bafa in Erwartung des An-
sturms seine Großrechner-
Kapazität vervierfacht. 

Die Prämie gilt in Kreisen 
der Politik vor allem aus 
drei Gründen als Erfolgsmo-
dell. Erstens stützt sie die 
Konjunktur wie gewünscht 
schnell und ist zeitlich bis 
Jahresende begrenzt. Zwei-
tens finanziert sie sich aus 
Sicht des Staates über die 
zusätzl ich generierten 
Mehrwertsteuereinnahmen 
beinahe wie von selbst. 
Denn die Mehrwertsteuer-
einnahmen werden - je 
nach Preis der gekauften 
Autos auf etwa 1,3 Milliar-
den Euro geschätzt. Drit-
tens stehen Europa- und 
Bundestagswahlen an, vor 
denen kein Politiker sich 
traut, seinen Wählern Prä-

mien zu missgönnen. 

Ähnliches spielt sich indes 
auch im Ausland ab. Wegen 
des schnellen Erfolgs ha-
ben bereits ein Dutzend 
Länder in Europa eine Prä-
mie oder vergleichbare 
Kaufanreize eingeführt. In 
keinem anderen Land ist 
jedoch der Anreiz so hoch 
wie der in Deutschland mit 
2500 Euro. Hierzulande 
schnellte deshalb der Auf-
tragseingang im Februar 
um zwei Drittel hoch. 

Es gibt aber auch Probleme 
mit der Prämie. Denn viele 
der Autokäufe wären auch 
ohne Prämie erfolgt und 
wurden von den Käufern 
nur vorgezogen, um das 
Geld einzustreichen. Des-
halb muss die Autoindust-
rie nach Auslaufen der ak-
tuellen oder der nächsten 
Prämie mit einem umso 
schlimmeren Absturz der 
Nachfrage rechnen. Auf 
dem Inlandsmarkt sorgt die 
Prämie schließlich für eine 
bedeutende Zusatznachfra-
ge von 600 000 Autos. Das 
entspricht etwa 20 Prozent 
des für dieses Jahr erwarte-
ten Absatzes von 3 Millio-
nen Autos in Deutschland. 
Quelle: FAZ.net 

570 000 Autos wurden mit 
der Prämie des Staats ver-
kauft. Der Fördertopf ist so 
gut wie leer. Jetzt will die 
Politik nachlegen. Darauf 
haben sich Bundeskanzle-
rin und Vizekanzler geei-
nigt. 

Die Abwrackprämie für Alt-
autos wird aufgestockt. 
Doch viele Details haben 
Bundeskanzlerin Angola 
Merkel (CDU) und Außenmi-
nister Frank-Walter Stein-
meier (SPD) noch nicht 
festgelegt. Vor allem ist 
unklar, wie viel zusätzliches 
Geld die Regierung in die 
Hand nehmen will. Diese 
Entscheidung soll erst nach 
Ostern fallen. „Wir müssen 
über das Volumen noch 
nicht entscheiden, weil der 
Topf noch nicht leer ist", 
hieß es in Berlin. Nur eines 
ist sicher. Über 2009 hin-
aus soll die Subvention von 
2500 Euro je Fahrzeug 
nicht gewährt werden. Die 
zusätzliche Summe wird 
laut Kanzleramt davon ab-
hängen, wann der Förder-
topf von 1,5 Milliarden Euro 
leer ist, also die maximal 
600 000 Anträge eingegan-
gen sind. Man würde dann 
so kalkulieren, dass die 
Aufstockung maximal bis 
Jahresende reicht. Dass 
der Topf bereits im April 
leer ist, hält man in Regie-
rungskreisen für im wahr-
scheinlich. 

Doch Daten des Autohänd-
lerverbands ZDK, legen 
genau dies nahe. Die Zahl 
der Kaufverträge für Neu- 
und Jahreswagen auf Basis 
der Abwrackprämie ist 
demnach mittlerweile auf 
knapp 570 000 gestiegen. 
Basis der Angaben des ZDK 
ist eine Umfrage unter den 
Händlern. Die Ergebnisse 
zeigen auch, dass die Prä-
mie den Autoherstellern 
sehr unterschiedlich stark 
zugute kommt. Der Löwen-
anteil der zusätzlich ausge-
lösten Nachfrage entfällt 
auf die Marke Volkswagen 
und die ebenfalls zum VW-
Konzern gehörende tsche-

POLITIK AKTUELL  3/2009  
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Die Woche im Bundestag 

Zahlen, Fakten, Wissenswertes 

dungsstellen von 19.500. 
Insgesamt konnten 2008 
über 600.000 neue Ausbil-
dungsverhältnisse abge-
schlossen werden. Dabei 
kamen auch Jugendliche, 
die bereits länger nach ei-
ner Lehrstelle gesucht hat-
ten, zum Zuge. 

Insgesamt allerdings ist die 
Zahl der neuen Ausbil-
dungsverträge im Ausbil-
dungsjahr 2008 um 
1,5 Prozent leicht gesun-
ken. Besonders stark fiel 
der Rückgang in den neuen 
Bundesländern aus, wäh-
rend in den alten mehrheit-
lich Zugewinne zu verzeich-
nen waren. Hauptgrund für 
den Rückgang ist die demo-
graphische Entwicklung: 
Der Rückgang der Gebur-

ten und der Wegzug jünge-
rer Menschen machen sich 
in Ostdeutschland in vielen 
Regionen bereits deutlich 
bemerkbar. (Quelle: Institut 
der deutschen Wirtschaft) 

Vertrauen in die Politik ge-
wachsen: Die Bürger in 
Deutschland haben wieder 
deutlich mehr Vertrauen in 
die politischen Institutio-
nen. Knapp die Hälfte hat 
„großes“ oder „sehr gro-
ßes“ Vertrauen in den 
Deutschen Bundestag; der 
Bundesregierung vertrauen 
45 Prozent. Vor zwei Jahren 
hatten diese Werte mit 37 
b e z i e h u n g s w e i s e  
36 Prozent noch deutlich 
niedriger gelegen. (Quelle: 
Infratest Dimap) 

Im Vordergrund des in zwei-
ter und dritter Lesung ver-
abschiedeten Bilanzrechts-
modernisierungsgesetzes 
steht die Deregulierung und 
Kostensenkung insbeson-
dere für kleine und mittel-
ständische Unternehmen. 
Das bewährte HGB -
Bilanzrecht wird zu einem 
Regelwerk ausgebaut, das 
den internationalen Rech-
nungslegungsstandards 
gleichwertig ist, aber kos-
tengünstiger und in der 
Praxis einfacher zu handha-
ben ist. Insbesondere soll 
es dabei bleiben, dass die 
HGB-Bilanz Grundlage der 
steuerlichen Gewinnermitt-
lung und der Ausschüt-
tungsbemessung ist. 

In zweiter und dritter Le-
sung wurde das Erste Ge-
setz zur Änderung des Tele-
kommunikationsgesetzes , 
das der Verbesserung des 
Verbraucherschutzes im 
Telekommunikat ionsbe-
reich dient, behandelt. Es 
enthält eine Kompetenzer-
weiterung der Bundesnetz-
agentur zur Durchsetzung 
d e r  E U - R o a m i n g -
Verordnung, dient der Ein-
führung von Bußgeldern in 

verschiedenen Bereichen 
sowie der Festlegung von 
Preisobergrenzen im Ruf-
nummernbereich 0180. Zur 
U n t e r b i n d u n g 
„untergeschobener Verträ-
ge“ wird das Erfordernis 
der Textform für Kündigun-
gen bzw. Vollmachten bei 
der Umstellung der Betrei-
b e r v o r a u s w a h l 
(„Preselection“) eingeführt.  

Ebenfalls in zweiter und 
dritter Lesung wollen wir 
das Dritte Zivildienstände-
rungsgesetz  verabschie-
den, das den Zivildienst 
insgesamt als Lerndienst 
ausgestaltet. Die Ausrich-
tung des Zivildienstes wird 
im Hinblick auf den Erwerb 
sozialer Schlüsselqualifika-
tionen wie Verantwortungs-
bereitschaft, Kommunikati-
ons- und Teamfähigkeit 
verbessert. Zukünftig wird 
der Inhalt des Zivildienstes 
durch ein obligatorisches, 
qualifiziertes Dienstzeugnis 
dokumentiert.  

Mit dem Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD 
Programm „Stadtumbau 
Ost“ –  Fortsetzung eines 
Erfolgsprogramms nehmen 

wir Bezug auf die Evaluie-
rungsergebnisse des Pro-
gramms „Stadtumbau Ost“ 
und fordern die Bundesre-
gierung auf, das Programm 
bis zum Jahr 2016 fortzu-
führen. Für den Programm-
zeitraum 2002 bis 2009 
haben Bund, Länder und 
Kommunen insgesamt 2,5 
Mrd. Euro zur Verfügung 
gestellt, um dem in den 
ostdeutschen Bundeslän-
dern spezifischen Woh-
nungsleerstand zu begeg-
nen. Aufgrund der Neubau-
tätigkeit und des sich fort-
setzenden Bevölkerungs-
rückgangs ist neuer Leer-
stand entstanden, der eine 
Fortsetzung des Pro-
gramms erforderlich macht. 
So müssen im Zeitraum 
2010 bis 2016 mindestens 
weitere 200.000 bis 
250.000 Wohnungen abge-
rissen werden. Auch wurde 
ein erheblicher Nachholbe-
darf bei der Sanierung von 
innerstädtischen Altbauten 
ermittelt. Unsere Vorschlä-
ge zielen auch darauf ab, 
private Hauseigentümer 
stärker in die Programmzie-
le einzubinden.  

In zweiter und dritter Le-
sung wurde in dieser Wo-
che das Gesetz zur Be-
kämpfung unerlaubter Tele-
fonwerbung und zur Ver-
besserung des Verbrau-
cherschutzes bei besonde-
ren Vertriebsformen verab-
schieden. Es ermöglicht 
dem Verbraucher, sich mit-
tels eines Widerrufs von 
bestimmten, insbesondere 
am Telefon geschlossenen 
Verträgen zu lösen. Dem 
Verbraucher wird zudem 
bis zur vollständigen Ver-
tragserfüllung ein Wider-
rufsrecht bei allen Fernab-
satzverträgen über die 
Erbringung von Dienstleis-
tungen zugestanden, wenn 
keine ordnungsgemäße 
Widerrufsbelehrung vor-
liegt. Verstöße gegen das 
bestehende Verbot der un-
erlaubten Telefonwerbung 
sollen zukünftig mit einer 
Geldbuße bis zu 50.000 
Euro geahndet werden kön-
nen. Die Unterdrückung der 
Rufnummer wird generell 
verboten und ein Verstoß 
gegen dieses Verbot kann 
ebenfalls eine Geldbuße 
nach sich ziehen. 

Zahl der Studienanfänger 
an den Universitäten nur 
um vier Prozent zu. Im Ver-
gleich zum Rekordjahr 
2003 bedeutet dies sogar 
einen Rückgang um fünf 
Prozent, während sich die 
Zahl der Einschreibungen 
bei den Fachhochschulen 
von 2003 bis 2008 um 
22 Prozent erhöht hat. 
(Quelle: Statistisches Bun-
desamt) 

Erfolgreiches Ausbildungs-
jahr 2008: Im vergangenen 
Jahr überstieg das Angebot 
an Ausbildungsstellen zum 
ersten Mal seit 2001 wie-
der die Zahl der Bewerber. 
Mit 14.500 lag die Zahl der 
unversorgten Bewerber 
deutlich unter der Zahl von 
noch unbesetzten Ausbil-

Studierwunsch immer stär-
ker: Das Interesse junger 
Menschen an einem Studi-
um wächst stetig. Im ver-
gangenen Jahr ist die Zahl 
der Erstsemester um sie-
ben Prozent auf insgesamt 
386.000 gestiegen. Damit 
lag der Anteil der Studien-
a n f ä n g e r  b e i  ü b e r  
39 Prozent der entspre-
chenden Jahrgänge. Beson-
ders stark fiel der Anstieg 
der Immatrikulationen an 
den Fachhochschulen aus: 
Knapp 134.000 junge 
Frauen und Männer nah-
men im vergangenen Jahr 
ein Studium an einer der 
189 Fachhochschulen im 
Bundesgebiet auf. Das ent-
spricht einem Anstieg von 
zwölf Prozent gegenüber 
2007. Dagegen nahm die 
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DRESDEN AKTUELL  
DIE CDU IN SACHSEN 

Sachsen steht zu Qimonda und will den Chiphersteller halten  

Der Vorsitzende der CDU-
Fraktion, Steffen Flath, hat 
sich hinter staatliche Hilfen 
für den angeschlagenen 
Chiphersteller Qimonda 
gestellt. „Wir dürfen nichts 
unversucht lassen, den 
Chiphersteller Qimonda am 
Standort Dresden zu hal-
ten“, sagte Fraktionsvorsit-
zender Steffen Flath auf 
der Sondersitzung des 
Landtages zur Rettung des 
Unternehmens. Qimonda 
sei nicht nur für den Mikro-
elektronikstandort Dres-
den, sondern auch für den 
Hochtechnologiestandort 
Europa von zentraler Be-
deutung. Es sei jedoch mü-
ßig darüber zu debattieren, 
wie die Hilfe des Freistaa-
tes im Einzelnen aussehen 

könnte, so lange es keinen 
Investor gebe. „Nach Wo-
chen der Investorensuche 
stehen wir immer noch mit 
leeren Händen dar. Hier 
steht der Insolvenzverwal-
ter nach wie vor in der 
Pflicht. Erst wenn es einen 
Investor gibt, können wir 
über den gesamten Instru-
mentenkasten staatlicher 
Unterstützung reden.“, sag-
te Flath. 

Der Fraktionsvorsitzende 
mahnte, bei der Auswahl 
möglicher staatlicher Hilfen 
einen kühlen Kopf und Ver-
antwortungsbewusstsein zu 
beweisen. „Gerade in Kri-
senzeiten sollten wir gegen-
über den Steuerzahlern 

verantwortlich handeln. 
Und zur Verantwortung ge-
hört auch die Erkenntnis, 
dass die Chipkrise auf dem 
Weltmarkt zu groß ist, um 
von einem kleinen Bundes-
land wie Sachsen allein 
bewältigt werden zu kön-
nen“, sagte Flath. Er erin-
nerte an einen Grundsatz 
der CDU: „Die Rolle des 
Staates ist nicht die des 
Unternehmers.“ Gleichzei-
tig unterstrich Flath die 
Sonderrolle des Dresdner 
Mikroelektronikstandortes 
für Europa. „Wir haben es 
im Falle von Qimonda mit 
einem systemrelevanten 
Unternehmen auf europäi-
scher Ebene zu tun“, so 
Flath. 

Steffen Flath 

Vorsitzender der CDU-
Landtagsfraktion 

Bund muss Schienenstrecke Dresden-Prag in den Bun-
desverkehrswegeplan aufnehmen 

Sachsens Ministerpräsi-
dent Stanislaw Tillich er-
wartet, dass die Bundesre-
gierung den Neubau der 
Schienenstrecke Dresden-
Prag in den Bundesver-
kehrswegeplan aufnimmt. 
Tillich, der vergangene Wo-
che zu Gesprächen mit der 
Europäischen Kommission 
in Brüssel war und dort 
unter anderem den Gene-
raldirektor der Generaldi-
rektion Energie und Ver-
kehr, Matthias Ruete, ge-
troffen hatte, sagte: "Mit 
dem transeuropäischen 
Schienenkorridor (TEN) von 
den Nord- und Ostseehäfen 
über Berlin-Dresden-Prag 
nach Südosteuropa sind 
wir auf einem guten Weg: 
Brüssel weiß um die Be-
deutung dieses Vier-Meere-
Korridors. An diesem Pro-
jekt hängt nicht weniger als 
die wirtschaftliche Entwick-
lung ganzer Regionen in 
Ostdeutschland. Das ist der 
Grund, warum wir den Bun-
desverkehrsminister so 
sehr zur Anmeldung des 
Projektes in Brüssel drän-
gen: der Schienenkorridor 

insbesondere für den Gü-
terverkehr von den Nord- 
und Ostseehäfen über Ber-
lin-Dresden-Prag nach Süd-
osteuropa muss kommen, 
damit Ostdeutschland wirt-
schaftlich und logistisch 
nicht abgehängt wird. Inso-
fern begrüße ich sehr, dass 
der Bundesverkehrsminis-
ter nunmehr die Anmel-
dung des Projekts in Brüs-
sel vorantreiben will. Für 
Sachsen sind das gute 
Nachrichten!" 

Viele würden die Bedeu-
tung dieses Schienenkorri-
dors unterschätzen. "Dieser 
Korridor ist viel mehr als 
nur eine Verkehrsachse, er 
ist ein ganz entscheiden-
des Standortkriterium für 
die Ansiedlung von Unter-
nehmen", so der Minister-
präsident. Neben der För-
derung von Forschung und 
Entwicklung sei die Verbes-
serung der Infrastruktur die 
wichtigste Aufgabe für die 
Zukunft des Freistaates 
Sachsen. 

Um der tatsächlichen Reali-

sierung des Vier-Meere-
Korridors noch mehr Nach-
druck zu verleihen, komme 
es jetzt entscheidend auch 
auf das nationale Handeln 
des Bundes an: Die Bun-
desregierung müsse nun 
rasch auch auf der Schie-
nenstrecke Dresden-Prag 
aktiv werden. Tillich: "Der 
V i e r - M e e r e -
Schienenkorridor wird von 
der Kommission nur dann 
als Bestandteil des zukünf-
tigen europäischen Ver-
kehrsnetzes anerkannt 
werden, wenn die Schie-
nenstrecken auch im Bun-
desverkehrswegeplan ver-
ankert sind. Gegenwärtig 
überprüft das Bundesver-
kehrsministerium Änderun-
gen am Bundesverkehrswe-
geplan aufgrund von zwi-
schenzeitlich eingetretenen 
Wirtschafts- und Verkehrs-
entwicklungen. Sachsen 
erwartet, dass der Bund im 
Ergebnis dieser Überprü-
fung die Neubaustrecke 
Dresden-Prag in den Bun-
desverkehrswegeplan ein-
ordnen wird", so der sächsi-
sche Ministerpräsident.  

Stanislaw Tillich 

Ministerpräsident 
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ZWICKAU AKTUELL  
DIE CDU VOR ORT Zwickauer CDU bereitet sich auf Stadtratswahlkampf 

vor 

Standort Diesterwegschule 
in Schedewitz ein. Der Bad-
neubau soll Mitte 2010 
nach dem Abriss der maro-
den und schief stehenden 
Schule beginnen. Weiterhin 
steht in der nächsten Zeit 
die Umsetzung einer Viel-
zahl von Maßnahmen aus 
dem Konjunkturprogramm 
im Bereich Schulen, Kinder-
tagesstätten und Infra-
struktur auf dem Pro-
gramm. 

Wir stellen uns als CDU-
Stadtratsfraktion diesen 
großen Herausforderungen 
und Aufgaben und gestal-
ten diese aktiv mit. Im kom-
menden Wahlkampf müs-
sen wir diese Positionen 
gemeinsam aktiv vertreten, 
um weiterhin erfolgreich zu 
sein. Bitte helfen Sie im 
Wahlkampf mit und unter-
stützen Sie unsere Kandi-
daten, damit wir unsere 
CDU-Positionen noch stär-
ker im Stadtrat vertreten 
können. 

Mit bestem Dank und ei-
nem herzlichem „Glück 
Auf“ 

Dr. Thomas Beierlein 

Dr. Thomas Beierlein 

Vorsitzender der CDU-
Fraktion im Zwickauer 

Stadtrat 

Am 13.03.09 fand unser 
Stadtparteitag statt, auf 
dem wir über die Liste 
unserer Stadtratskandi-
daten abgestimmt haben. 
Ich habe mich sehr dar-
über gefreut, dass ich 
unsere Wahlliste anfüh-
ren darf und sehe das als 
Ansporn und Verpflich-
tung zugleich und bedan-
ke mich herzlich für das 
mit entgegengebrachte 
Vertrauen. 

Nunmehr bleiben uns bis 
zur Kommunalwahl nur 
noch 10 Wochen. Gegen-
wärtig bereiten wir uns 
intensiv auf den zu füh-
renden Wahlkampf vor 
und formulieren unserer 
Zielstellungen für die Ge-
genwart und die Wahlpe-
riode bis 2014. Die Kern-
aussagen unsrer Zielstel-
l u n g e n  l a u t e n :  
„Wirtschaft, Arbeit und 
soziale Gerechtigkeit“ 
Dies sind wichtige Voraus-
setzungen für Wohlstand 
und Wachstum und ein 
funktionierendes Gemein-
wesen. Die Förderung der 
Familie und die Schaffung 
von Anreizen für eine stei-
gende Geburtenzahl lie-

gen uns ebenfalls beson-
ders am Herzen. Es muss 
unserer Gesellschaft gelin-
gen eine demographische 
Trendumkehr zu erreichen, 
um zumindest einen weite-
ren dramatischen Bevölke-
rungsschwund zu verhin-
dern. 

Die Bereiche Kultur, Schu-
le, Sport und Tourismus 
werden wir weiterhin tat-
kräftig unterstützen. 

Konkret setzen wir uns der-
zeit für die Realisierung der 
Gewerbeansiedlung auf 
dem Marienthaler RAW-
Gelände ein und stehen 
zum Erhalt des Kornhauses 
mit der bevorzugten Nut-
zung als Stadtbibliothek. 
Wir wünschen uns, dass 
der Eigentümer des Korn-
hauses, die Kanada Bau 
GmbH, zu ihrer Zusiche-
rung steht, das Kornhaus 
zu sanieren. Flankierend 
dazu werden wir der Ober-
bürgermeisterin bei der 
Erstellung und Beschluss-
fassung  eines tragfähigen 
Finanzierungs- und Betrei-
bungskonzeptes zur Seite 
stehen. Weiterhin setzen 
wir uns für den Bau eines 
neuen Hallenbades am 

Vorgestellt: 

Dr. Thomas Beierlein 

Jahrgang 1948 

Fraktionsvorsitzender der CDU im Zwickauer Stadtrat 

Spitzenkandidat der Zwickauer CDU bei der Stadtratswahl am 7. Juni 2009 

 

    * Mitglied Bau- und Verkehrsausschuss 

    * Mitglied Ältestenrat 

    * Mitglied im Aufsichtsrat der Senioren- und Seniorenpflegeheim gGmbH        

    * Stellvertreter in der Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbandes Südwestsachsen 
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All das und die Tatsache, 
dass sich die Ereignisse 
von 1989/90 im Stadtar-
chiv nur aus der Sicht amt-
licher Dokumente wider-
spiegeln und dadurch eine 
umfassende und allseitige 
Aufarbeitung der Geschich-
te der friedlichen Revoluti-
on nicht möglich ist, veran-
lassen das Stadtarchiv Zwi-
ckau zu dem Aufruf an die 
Zwickauer Bürger: 

„Teilen Sie uns Ihre Erinne-
rungen und Erfahrungen 
aus der Wendezeit mit!“ 

Für jede noch so kleine 
oder scheinbar unbedeu-
tende Zuschrift und Bildma-
terial sind wir dankbar. 

Wir wollen die Erinnerung 
an diese Zeit  für unsere 
jungen Menschen und die 
nachfolgenden Generatio-
nen bewahren. 

Das Stadtarchiv ist dafür 
der geeignete Ort. Denn 
hier laufen die Informatio-

nen zusammen und wer-
den gebündelt für die 
Nachwelt erhalten. Unsere 
Nachfahren möchten sicher 
ebenso wissen, wie das 
Leben in unserer Zeit ver-
lief, wie wir uns für das Le-
ben unserer Vorfahren inte-
ressieren. 

Deshalb sollten wir die Ge-
legenheit nutzen, zurück zu 
schauen und die Ereignisse 
in Zwickau ins Gedächtnis 
zurück zu rufen. 

• Wie verlief die friedli-
che Revolution in unserer 
Stadt? 

• Welche Erwartungen 
hatten Sie in dieser Zeit? 

• Was ist daraus gewor-
den? Wie hat sich Ihr Leben 
verändert? 

Sind heute die selben Din-
ge wichtig wie vor 20 Jah-
ren? 

Gesucht werden Erfahrun-
gen, Berichte, persönliche 
Sichten zu dem Herbst 
1989 in Zwickau sowie zu 
den darauf folgenden Mo-
naten. 

Mit diesem Aufruf stellt 
sich das Stadtarchiv das 
Ziel, Ereignisse, Erlebnisse 
und Eindrücke aus der 
Wendezeit und den letzten 
20 Jahren in Wort und Bild 
festzuhalten und für die 
Zukunft zu bewahren. 

So ist das Stadtarchiv zu 
erreichen: 

Stadtarchiv Zwickau 

Lessingstraße 1 

08056 Zwickau 

stadtarchiv@zwickau.de 

Fax: 0375/834747 

 

20 Jahre Friedliche Revolution: 

Stadtarchiv Zwickau bittet um Ihre Mithilfe 

In diesem Jahr jährt sich 
die friedliche Revolution in 
der DDR vom Herbst 1989 
zum 20. Mal.  

Obwohl Zwickau nicht in 
dem Maße im Brennpunkt 
stand wie zum Beispiel die 
Städte Plauen und Leipzig, 
hat auch unsere Stadt An-
teil am gesellschaftlichen 
Wandel 1989/90. Tausen-
de Zwickauer haben an den 
Friedensgebeten und den 
Montagsdemonstrationen 
teilgenommen und damit 
ihren Willen zu gesell-
schaftlichen Veränderun-
gen zum Ausdruck ge-
bracht. Im Ergebnis dieser 
turbulenten Ereignisse wur-
den die meisten Menschen 
mit Neuen, für sie Unge-
wohntem konfrontiert, sei 
es die Währungsunion, die 
neuen Konsummöglichkei-
ten und Freiheiten, aber 
auch die Abwicklung der 
ehemals volkseigenen Be-
triebe. Für viele ging damit 
eine Neuorientierung und 
Neufindung des Platzes in 
der Gesellschaft einher. 

CDU-Kreisverband Zwickau organisiert Ausstellung „20 Jahre Friedliche Re-
volution und Deutsche Einheit“  

Vom 15. bis 21 April in den Zwickau Arcaden zu sehen 

Eine zeitgeschichtliche 
Ausstellung in 20 Plakaten 

2009/2010 jähren sich die 
Friedliche Revolution und die 
Wiedervereinigung Deutsch-
lands zum 20. Mal. An diese 
Ereignisse möchte auch der 
CDU-Kreisverband Zwickau 
erinnern. Er wird deshalb, im 
Rahmen der Tage der Demo-
kratie und Toleranz, zu die-
sem Thema eine zeitge-
schichtliche Ausstellung in 
Plakatform der Öffentlichkeit 
präsentieren. Diese Ausstel-
lung wurde von der Bundes-
stiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Dikta­tur gemeinsam 
mit der gemeinnützigen Her-
tie-Stiftung erarbeitet. 

Die Ausstellung wirft Schlag-
lichter auf die Entwicklung 
der Jahre 1989/90. Sie erin-
nert an den Protest gegen 
die Fälschung der DDR-
Kommunalwahlen im Mai, 
die Fluchtbewe­gung im 
Sommer und die Massenpro-
teste im Herbst 1989, die 
die SED-Diktatur schließlich 
in die Knie zwangen. Die 
Plakate berichten von der 
Selbstdemokratisierung der 
DDR, der deutsch-deutschen 
Solidarität und den außenpo-
litischen Weichenstellungen 
bis zur Wiedererlangung der 
Deutschen Einheit. 

Die Ausstellung wird am 14. 
April um 20 Uhr feierlich 
eröffnet. Dazu sind alle Inte-
ressierten herzlich eingela-
den. 

Danach ist die Ausstellung 
ist vom 15. bis 21. April im 
Basement des Zwickau Arca-
den zu sehen. Der Eintritt ist 
frei. 
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Dr. Michael Luther erreichen Sie… 

… im Wahlkreis: Hauptstraße 28   

  08056 Zwickau      

  Tel.: (0375) 29 17 79    

  Fax: (0375) 29 45 67     

  E-Mail: michael.luther@wk.bundestag.de   
   

… in Berlin: Paul-Löbe-Haus, Raum 6.345 

  Platz der Republik 1  

  11011 Berlin     

  Tel.: (030) 227 – 7 70 92    

  Fax: (030) 227 – 7 61 16 

  E-Mail: michael.luther@bundestag.de 
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Kreisgeschäftsstelle 
Hauptstraße 28/30 
08056 Zwickau 

Telefon: 0375-282710 
Fax: 0375-294567 
E-Mail: CDU-Zwickau@arcor.de 
 

POLITIK AKTUELL ist ein Informationsbrief von Dr. Michael Luther (V.i.S.d.P.).  

Er ist Mitglied des Deutschen Bundestages und Vorsitzender des CDU-
Kreisverbandes Zwickau. 

Haben Sie Fragen und Anregungen? Zögern Sie nicht, mit Dr. Luther in Kontakt zu 
treten! Er freut sich auf Ihre E-Mail unter michael.luther@bundestag.de. 

Impressum 

CDU im Netz 

www.michael-luther.de 

www.cdu-zwickau-werdau.de 
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Wir lernen aus der Finanzkrise 
Zeichnung: Sakurai 

Termine März—April 2009 

27.03.09 CDU Kreisparteitag im Cafe am Waldpark,  
  Werdauer Str. 160, Zeit: 18 Uhr 

27.03.09 erweiterte Kreisvorstandssitzung gemein- 
  sam mit den Ortsvorsitzenden  im   
  Anschluss an den Kreisparteitag   

01.04.09 Wirtschaftsdialog der CDU-Fraktion des  
  Sächsischen Landtages; Ort: Glauchau 

 

 

07.04.09 Bürgersprechstunde von Dr. Michael  
  Luther im Wahlkreisbüro, Hauptstr. 28 in     
  Zwickau; Zeit: 15 bis 17 Uhr 

13.04.09 Gartenfest der Sächsischen Union; Zeit:  
  11 Uhr; Ort: Dresden, Freiluft-Theater im  
  Großen Garten 

14.04.09 Feierliche Eröffnung der Ausstellung „20  
  Jahre Friedliche Revolution und Deutsche  
  Einheit;  Ort.; Zwickau Arcaden; Zeit: 20 Uhr 


